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(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EG) Nr. 1760/2003 DER KOMMISSION
vom 7. Oktober 2003

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse
geltenden Einfuhrpreise

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3223/94 der Kommission
vom 21. Dezember 1994 mit Durchführungsbestimmungen
zur Einfuhrregelung für Obst und Gemüse (1), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1947/2002 (2), insbesondere auf
Artikel 4 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der
Kommission festzulegenden, zur Bestimmung der
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien
sind in der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 für die in
ihrem Anhang angeführten Erzeugnisse und Zeiträume
festgelegt.

(2) In Anwendung der genannten Kriterien sind die im
Anhang zur vorliegenden Verordnung ausgewiesenen
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 genannten
pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle im Anhang zur
vorliegenden Verordnung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 8. Oktober 2003 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 7. Oktober 2003

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft

8.10.2003 L 254/1Amtsblatt der Europäischen UnionDE
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ANHANG

zu der Verordnung der Kommission vom 7. Oktober 2003 zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die
Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise

(EUR/100 kg)

KN-Code Drittland-Code (1) Pauschaler Einfuhrpreis

0702 00 00 052 89,2
060 84,9
064 110,4
068 88,6
096 72,9
999 89,2

0707 00 05 052 96,2
999 96,2

0709 90 70 052 102,9
999 102,9

0805 50 10 052 85,7
382 58,3
388 65,8
524 61,9
528 48,1
999 64,0

0806 10 10 052 105,5
064 114,9
508 296,5
999 172,3

0808 10 20, 0808 10 50, 0808 10 90 060 47,7
388 76,2
400 74,7
508 103,4
512 106,7
720 47,8
800 188,6
804 106,9
999 94,0

0808 20 50 052 106,5
064 48,0
388 170,0
999 108,2

(1) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2020/2001 der Kommission (ABl. L 273 vom 16.10.2001, S. 6). Der Code
„999“ steht für „Verschiedenes“.

8.10.2003L 254/2 Amtsblatt der Europäischen UnionDE



VERORDNUNG (EG) Nr. 1761/2003 DER KOMMISSION
vom 7. Oktober 2003

zur Abweichung von der Verordnung (EG) Nr. 2461/1999 hinsichtlich der Nutzung stillgelegter
Flächen in bestimmten Mitgliedstaaten im Wirtschaftsjahr 2003/04

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1251/1999 des Rates
vom 17. Mai 1999 zur Einführung einer Stützungsregelung für
Erzeuger bestimmter landwirtschaftlicher Kulturpflanzen (1),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1038/2001 (2),
insbesondere auf Artikel 9,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 7 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr.
2461/1999 der Kommission (3), zuletzt geändert durch
die Verordnung (EG) Nr. 345/2002 (4), gilt Folgendes:
Führt die Vertragsänderung zu einer Verringerung der
vom Vertrag erfassten Fläche oder wird der Vertrag
aufgelöst, so ist der Antragsteller zur Aufrechterhaltung
seines Anspruchs auf die Zahlung gehalten, die betref-
fende stillgelegte Fläche erneut brachzulegen und das auf
aus dem Vertrag genommenen Flächen erzeugte
Ausgangserzeugnis weder zu verkaufen, noch zu veräu-
ßern, noch zu verwenden. Diese Bestimmung gilt gemäß
Artikel 3 Absatz 4 Unterabsatz 6 derselben Verordnung
sinngemäß für den Fall, in dem der Vertrag durch eine
Erklärung ersetzt wird.

(2) Infolge der extremen Trockenheit, die seit einigen
Monaten in bestimmten Gemeinschaftsregionen aufge-
treten ist, hat die Kommission die Verordnungen (EG)
Nr. 1360/2003 (5) und (EG) Nr. 1408/2003 (6) erlassen,
mit denen den Landwirten ausnahmsweise für das Wirt-
schaftsjahr 2003/04 erlaubt wurde, die stillgelegten
Flächen in den betroffenen Regionen für die Viehfut-
tererzeugung zu nutzen.

(3) Aufgrund der anhaltenden Schwierigkeiten bei der Siche-
rung der Fütterung der Tierbestände in den von der
Trockenheit betroffenen Regionen ist auch eine Abwei-

chung vorzusehen, um die Verwendung der Ausgangser-
zeugnisse zu erlauben, die auf den gemäß der Verord-
nung (EG) Nr. 2461/1999 stillgelegten Flächen erzeugt
wurden. Da diese Abweichung diejenige der Verordnung
(EG) Nr. 1408/2003 ergänzt, sollte sie mit Wirkung von
demselben Zeitpunkt gelten.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Abweichend von Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe b) der
Verordnung (EG) Nr. 2461/1999 kann der Antragsteller, der in
einer Region ansässig ist, die als von der Trockenheit im Sinne
der Verordnungen (EG) Nr. 1360/2003 und (EG) Nr. 1408/
2003 befallen, anerkannt ist, und dem von der zuständigen
Behörde erlaubt wurde, den Vertrag bzw. die Erklärung gemäß
Artikel 3 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 2461/1999 zu
ändern oder aufzulösen, die auf den betreffenden Flächen
erzeugten Ausgangserzeugnisse im Wirtschaftsjahr 2003/04 für
die Viehfuttererzeugung nutzen.

(2) Die betreffenden Mitgliedstaaten erlassen die erforderli-
chen Maßnahmen, um zu gewährleisten, dass durch die
Nutzung der Ausgangserzeugnisse gemäß Absatz 1 kein
Gewinn erzielt wird.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts-
blatt der Europäischen Union in Kraft.

Sie gilt mit Wirkung vom 18. Juli 2003.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 7. Oktober 2003

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1762/2003 DER KOMMISSION
vom 7. Oktober 2003

zur Festsetzung der Produktionsabgaben im Zuckersektor für das Wirtschaftsjahr 2002/03

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 des Rates
vom 19. Juni 2001 über die gemeinsame Marktorganisation für
Zucker (1), geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 680/2002
der Kommission (2), insbesondere auf Artikel 15 Absatz 8 erster
Gedankenstrich,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 8 der Verordnung (EG) Nr. 314/2002 der
Kommission vom 20. Februar 2002 mit Durchführungs-
bestimmungen zur Quotenregelung im Zuckersektor (3),
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1140/2003 (4),
werden die Grundproduktionsabgaben und die B-
Abgaben sowie gegebenenfalls der in Artikel 16 Absatz
2 der Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 genannte Koeffi-
zient für Zucker, Isoglucose und Inulinsirup vor dem 15.
Oktober für das vorhergehende Wirtschaftsjahr festge-
setzt.

(2) Für das Wirtschaftsjahr 2002/03 führt der voraussicht-
liche Gesamtverlust, der gemäß Artikel 15 Absätze 1
und 2 der Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 festgestellt
wurde, dazu, dass gemäß den Absätzen 3 und 4
desselben Artikels die Beträge von 2 % für die Grundpro-
duktionsabgabe und von 19,962 % für die B-Abgabe
zugrunde gelegt werden.

(3) Der auf der Grundlage der bekannten Angaben und
gemäß Artikel 15 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr.
1260/2001 festgestellte Gesamtverlust wird vollständig
durch die Einnahmen aus der Grundproduktionsabgabe
und der B-Abgabe gedeckt. Es ist deshalb nicht

notwendig, für das Wirtschaftsjahr 2002/03 den in
Artikel 16 Absatz 2 der genannten Verordnung ange-
führten Koeffizienten festzulegen.

(4) Der Verwaltungsausschuss für Zucker hat nicht inner-
halb der ihm von seinem Vorsitzenden gesetzten Frist
Stellung genommen-

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Für das Wirtschaftsjahr 2002/03 werden die Produktionsab-
gaben im Zuckersektor festgesetzt auf:

a) 12,638 EUR je Tonne Weißzucker als Grundproduktionsab-
gabe für A-Zucker und B-Zucker;

b) 126,139 EUR je Tonne Weißzucker als B-Abgabe für B-
Zucker;

c) 5,330 EUR je Tonne Trockenstoff als Grundproduktionsab-
gabe für A-Isoglucose und B-Isoglucose;

d) 55,093 EUR je Tonne Trockenstoff als B-Abgabe für B-
Isoglucose;

e) 12,638 EUR je Tonne Trockenstoff in Zucker-/Isoglucoseä-
quivalent, ausgedrückt als Grundproduktionsabgabe für A-
Inulinsirup und B-Inulinsirup;

f) 126,139 EUR je Tonne Trockenstoff in Zucker-/Isogluco-
seäquivalent, ausgedrückt als B-Abgabe für B-Inulinsirup.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts-
blatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 7. Oktober 2003

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

8.10.2003L 254/4 Amtsblatt der Europäischen UnionDE
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1763/2003 DER KOMMISSION
vom 7. Oktober 2003

zur Festsetzung des Betrages, den die Zuckerhersteller den Zuckerrübenverkäufern als Unterschied
zwischen dem Höchstbetrag der B-Abgabe und dem Betrag dieser Abgabe zu zahlen haben, für das

Wirtschaftsjahr 2002/03

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 des Rates
vom 19. Juni 2001 über die gemeinsame Marktorganisation für
Zucker (1), geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 680/2002
der Kommission (2), insbesondere auf Artikel 18 Absatz 5,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 18 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr.
2038/1999 gilt Folgendes: Liegt der Betrag der Grund-
produktionsabgabe unter dem in Artikel 15 Absatz 4
derselben Verordnung genannten und gegebenenfalls
nach Absatz 5 desselben Artikels revidierten Höchstbe-
trag, so sind die Zuckerhersteller verpflichtet, den
Zuckerrübenverkäufern 60 % des Unterschieds zwischen
dem Höchstbetrag und dem Betrag der zu erhebenden B-
Abgabe zu zahlen. Gemäß Artikel 9 Absatz 1 der
Verordnung (EG) Nr. 314/2002 der Kommission vom
20. Februar 2002 mit Durchführungsbestimmungen zur
Quotenregelung im Zuckersektor (3), geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1140/2003 (4), werden die
genannten zu zahlenden Beträge zur selben Zeit wie die
Produktionsabgabenbeträge und nach dem gleichen
Verfahren festgesetzt.

(2) Für das Wirtschaftsjahr 2002/03 sind der Höchstbetrag
der B-Abgabe mit der Verordnung (EG) Nr. 1440/2002
der Kommission (5) auf 37,5 % des Interventionspreises
für Weißzucker und die Beträge der zu erhebenden B-
Abgaben mit der Verordnung (EG) Nr. 1762/2003 der
Kommission (6) auf 19,962 % des Interventionspreises
für Weißzucker festgesetzt worden. Aufgrund dieses
Unterschieds ist gemäß Artikel 18 Absatz 2 der Verord-
nung (EG) Nr. 1260/2001 der von den Zuckerherstellern
an die Zuckerrübenverkäufer zu entrichtende Betrag je
Tonne Zuckerrüben der Standardqualität festzusetzen.

(3) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Zucker —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Für das Wirtschaftsjahr 2002/03 wird der in Artikel 18 Absatz
2 der Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 bezüglich der B-Abgabe
genannte Betrag, den die Zuckerhersteller den Zuckerrübenver-
käufern zu zahlen haben, auf 8,644 EUR je Tonne Zucker-
rüben der Standardqualität festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 7. Oktober 2003

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1764/2003 DER KOMMISSION
vom 7. Oktober 2003

über die Erteilung von Einfuhrlizenzen für Erzeugnisse des Schaf- und Ziegenfleischsektors im
Rahmen der nicht landesspezifischen Zollkontingente für das vierte Quartal 2003

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 2529/2001 des Rates
vom 19. Dezember 2001 über die gemeinsame Marktorganisa-
tion für Schaf- und Ziegenfleisch (1),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1439/95 der Kommission
vom 26. Juni 1995 zur Durchführung der Verordnung (EG) Nr.
2467/98 des Rates hinsichtlich der Einfuhr und Ausfuhr von
Schaf- und Ziegenfleischerzeugnissen (2), zuletzt geändert durch
die Verordnung (EG) Nr. 272/2001 (3), insbesondere auf Artikel
16 Absatz 4,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) In Titel II Abschnitt B der Verordnung (EG) Nr. 1439/95
sind die Durchführungsbestimmungen zu Einfuhren von
Erzeugnissen des Schaf- und Ziegenfleischsektors im
Rahmen der nicht landesspezifischen Zollkontingente
festgelegt worden. Gemäß Artikel 16 Absatz 4 der
Verordnung (EG) Nr. 1439/95 muss beschlossen werden,
in welchem Maße den Anträgen auf Erteilung von
Einfuhrlizenzen für das vierte Quartal 2003 stattgegeben
werden kann.

(2) Gemäß Artikel 15 der Verordnung (EG) Nr. 1439/95
beläuft sich die verfügbare Höchstmenge für das vierte
Quartal 2003 auf den Saldo des Gesamtkontingents für
das laufende Jahr. Somit ist die Restmenge für das vierte
Quartal 2003 für die laufende Nummer 09.4037 (Länder
der Gruppe 5) im Anhang der Verordnung (EG) Nr.
2366/2002 der Kommission vom 27. Dezember 2002
zur Eröffnung von Gemeinschaftszollkontingenten für
Schafe und Ziegen sowie Schaf- und Ziegenfleisch (4),
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 915/2003 (5),
auf 36,868 Tonnen begrenzt. Überschreiten die Mengen,
für die Lizenzen beantragt wurden, das Zollkontingent
von 36,868 Tonnen, so werden die beantragten Mengen
entsprechend gekürzt.

(3) In den Niederlanden ist zwischen dem 1. und 10.
September 2003 Anträgen für jeweils eine Menge von
50 Tonnen für die Einfuhr von Erzeugnissen mit
Ursprung in Südafrika (Gruppe 5 im Anhang der
Verordnung (EG) Nr. 2366/2002) stattgegeben worden.
Für die Einfuhr von Erzeugnissen mit Ursprung in den
Ländern der anderen Gruppen im Anhang der Verord-
nung (EG) Nr. 2366/2002 sind keine Anträge gestellt
worden.

(4) In Anbetracht der für das vierte Quartal verfügbaren
Mengen beträgt der Prozentsatz der Genehmigung der
Anträge 73,736 % für die Gruppe 5.

(5) Es wird daran erinnert, dass Lizenzen nur für Erzeug-
nisse verwendet werden dürfen, die allen gegenwärtig in
der Gemeinschaft gültigen Veterinärvorschriften entspre-
chen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Bei einer für die gesamte Gemeinschaft verfügbaren Gesamt-
menge von 36,868 Tonnen können die Niederlande jeweils die
in Titel II Abschnitt B der Verordnung (EG) Nr. 1439/95 vorge-
sehenen Einfuhrlizenzen für eine Menge von 36,868 Tonnen
Schlachtkörperäquivalent der Erzeugnisse mit Ursprung in
Südafrika erteilen, die in der Zeit vom 1. bis 10. September
2003 im Rahmen des Kontingents 09.4037 (Länder der Gruppe
5) im Anhang der Verordnung (EG) Nr. 2366/2002 für das
vierte Quartal 2003 beantragt wurden.

Das zugelassene Eigengewicht muss gemäß Artikel 5 der
Verordnung (EG) Nr. 2366/2002 berechnet werden.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts-
blatt der Europäischen Union in Kraft.

Sie gilt mit Wirkung vom 26. September 2003.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 7. Oktober 2003

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft
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RICHTLINIE 2003/90/EG DER KOMMISSION
vom 6. Oktober 2003

mit Durchführungsbestimmungen zu Artikel 7 der Richtlinie 2002/53/EG des Rates hinsichtlich
der Merkmale, auf welche sich die Prüfungen mindestens zu erstrecken haben, und der Mindestan-

forderungen für die Prüfung bestimmter Sorten landwirtschaftlicher Pflanzenarten

(Text von Bedeutung für den EWR)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 2002/53/EG des Rates vom 13. Juni
2002 über einen gemeinsamen Sortenkatalog für landwirt-
schaftliche Pflanzenarten (1), insbesondere auf Artikel 7 Absatz
2 Buchstaben a) und b),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit der Richtlinie 72/180/EWG der Kommission vom
14. April 1972 zur Festlegung von Merkmalen und
Mindestanforderungen für die Prüfung von Sorten land-
wirtschaftlicher Pflanzenarten (2), geändert durch die
Richtlinie 2002/8/EG (3), wurden im Hinblick auf die
amtliche Zulassung der Sorten in den nationalen Kata-
logen der Mitgliedstaaten die Merkmale, auf die sich die
Prüfungen der verschiedenen Arten mindestens
erstrecken müssen, sowie die Mindestanforderungen für
die Durchführung der Prüfungen festgelegt.

(2) Der Verwaltungsrat des mit der Verordnung (EG) Nr.
2100/94 des Rates vom 27. Juli 1994 über den gemein-
schaftlichen Sortenschutz (4), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1650/2003 (5), errichteten Gemein-
schaftlichen Sortenamts (GS) hat Testleitlinien für die
Prüfung bestimmter Arten festgelegt.

(3) Auf internationaler Ebene gibt es Testleitlinien mit den
Bedingungen für die Prüfung der Sorten. Der Internatio-
nale Verband zum Schutz von Pflanzenzüchtungen
(UPOV) hat Prüfungsrichtlinien erarbeitet.

(4) Die Richtlinie 72/180/EWG wurde durch die Richtlinie
2002/8/EG geändert, um die Kohärenz zwischen den
Testleitlinien des Gemeinschaftlichen Sortenamts und
den Bedingungen für die Prüfung der Sorten im Hinblick
auf ihre Zulassung in den nationalen Sortenkatalogen
der Mitgliedstaaten sicherzustellen, soweit Testleitlinien
des Gemeinschaftlichen Sortenamts festgelegt worden
waren. Das Gemeinschaftliche Sortenamt hat seitdem
Leitlinien für eine Reihe weiterer Arten festgelegt.

(5) Es empfiehlt sich, die Kohärenz zwischen den Testleitli-
nien des Gemeinschaftlichen Sortenamts und den Bedin-
gungen für die Prüfung der Sorten im Hinblick auf ihre
Zulassung in den Sortenkatalogen der Mitgliedstaaten
sicherzustellen.

(6) In Fällen, in denen das Gemeinschaftliche Sortenamt
noch keine spezifischen Leitlinien erarbeitet hat,
empfiehlt es sich, die UPOV-Prüfungsrichtlinien als
Grundlage für die Gemeinschaftsregelung zu verwenden.
Für die nicht unter diese Richtlinie fallenden Arten
gelten die einzelstaatlichen Rechtsvorschriften.

(7) Die Richtlinie 72/180/EWG sollte daher aufgehoben
werden.

(8) Die in dieser Richtlinie vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen
Ausschusses für das landwirtschaftliche, gartenbauliche
und forstliche Saat- und Pflanzgutwesen —

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Die Mitgliedstaaten nehmen Sorten landwirtschaftlicher
Pflanzenarten, die die Anforderungen gemäß den Absätzen 2
und 3 erfüllen, in einen nationalen Katalog im Sinne von
Artikel 3 Absatz 1 der Richtlinie 2002/53/EG auf.

(2) Hinsichtlich der Anforderungen an die Unterscheidbar-
keit, Homogenität und Beständigkeit gilt Folgendes:

a) Die in Anhang I genannten Arten erfüllen die Bedingungen
der in dem genannten Anhang aufgeführten „Protokolle für
Prüfungen auf Unterscheidbarkeit, Homogenität und
Beständigkeit“ des Verwaltungsrates des Gemeinsamen
Sortenamts (GS);

b) die in Anhang II genannten Arten entsprechen den in dem
genannten Anhang aufgeführten Richtlinien für die Durch-
führung von Prüfungen auf Unterscheidbarkeit, Homogen-
ität und Beständigkeit des Internationalen Verbands zum
Schutz von Pflanzenzüchtungen (UPOV).

(3) Hinsichtlich des landeskulturellen Wertes müssen die
Sorten unbeschadet von Artikel 4 Absatz 2 der Richtlinie die
Bedingungen gemäß Anhang III erfüllen.
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Artikel 2

Alle Sortenmerkmale im Sinne von Artikel 1 Absatz 2 Buch-
stabe a) und alle mit einem Sternchen (*) versehenen Merkmale
in den in Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe b) genannten Richtli-
nien werden verwendet, sofern die Beobachtung eines Merk-
mals nicht durch den Ausdruck eines anderen Merkmals
unmöglich gemacht wird und sofern der Ausdruck eines Merk-
mals nicht durch die Umweltbedingungen, unter denen die
Prüfung durchgeführt wird, verhindert wird.

Artikel 3

Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass bei der Durchfüh-
rung der Prüfungen bei den in den Anhängen I und II
genannten Arten die Mindestanforderungen für die Durchfüh-
rung der Prüfungen hinsichtlich Planung und Anbaubedin-
gungen gemäß den Testleitlinien erfüllt werden, die in den
genannten Anhängen angegeben sind.

Artikel 4

Die Richtlinie 72/180/EWG der Kommission wird aufgehoben.

Artikel 5

(1) Die Mitgliedstaaten setzen die Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften in Kraft, die erforderlich sind, um dieser Richtlinie
bis spätestens 31. März 2004 nachzukommen. Sie setzen die
Kommission unverzüglich davon in Kenntnis.

Wenn die Mitgliedstaaten derartige Vorschriften erlassen,
nehmen sie in den Vorschriften selbst oder durch einen
Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie
Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten der Bezu-
gnahme.

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut
der wichtigsten innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die sie
auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.

Artikel 6

(1) Sofern Sorten zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser
Richtlinie noch nicht zur Aufnahme in den Gemeinsamen
Sortenkatalog für landwirtschaftliche Pflanzenarten zugelassen
worden sind und amtliche Prüfungen gemäß den Vorschriften

a) der Richtlinie 72/180/EWG oder

b) der Testleitlinien des Gemeinschaftlichen Sortenamts in
Anhang I bzw., je nach Art, der UPOV-Prüfungsrichtlinien
in Anhang II

vor diesem Zeitpunkt begonnen haben, so gelten die
Vorschriften der vorliegenden Richtlinie als erfüllt.

(2) Absatz 1 findet nur Anwendung, wenn die Prüfungen
ergeben, dass die Sorten die Vorschriften

a) der Richtlinie 72/180/EWG oder

b) der Testleitlinien des Gemeinschaftlichen Sortenamts in
Anhang I bzw., je nach Art, der UPOV-Prüfungsrichtlinien
in Anhang II

erfüllen.

Artikel 7

Diese Richtlinie tritt am siebten Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Artikel 8

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 6. Oktober 2003

Für die Kommission
David BYRNE

Mitglied der Kommission
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ANHANG I

VERZEICHNIS DER ARTEN, DIE DIE TESTLEITLINIEN DES GEMEINSCHAFTLICHEN SORTENAMTS
ERFÜLLEN MÜSSEN

Sonnenblumen, Protokoll TP-8 vom 31.10.2002

Gerste, Protokoll TP-19 vom 27.3.2002

Roggen, Protokoll TP-58 vom 31.10.2002

Weizen, Protokoll TP-03/2 vom 27.3.2002

Hartweizen, Protokoll TP-120 vom 27.3.2002

Mais, Protokoll TP-02 vom 15.11.2001

Kartoffeln, Protokoll TP-23 vom 27.3.2002

Der Wortlaut dieser Protokolle (auf englisch) ist auf der GS-Website (www.cpvo.eu.int) zu finden.
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ANHANG II

VERZEICHNIS DER ARTEN, DIE DIE UPOV-PRÜFUNGSRICHTLINIEN ERFÜLLEN MÜSSEN

Runkelrübe, Richtlinie TG/150/3 vom 4.11.1994

Hundsstraußgras, Richtlinie TG/30/6 vom 12.10.1990

Rotes Straußgras, Richtlinie TG/30/6 vom 12.10.1990

Flechtstraußgras, Richtlinie TG/30/6 vom 12.10.1990

Weißes Straußgras, Richtlinie TG/30/6 vom 12.10.1990

Horntrespe, Richtlinie TG/180/3 vom 4.4.2001

Alaska-Trespe, Richtlinie TG/180/3 vom 4.4.2001

Knaulgras, Richtlinie TG/31/8 vom 17.4.2002

Rohrschwingel, Richtlinie TG/39/8 vom 17.4.2002

Schafschwingel, Richtlinie TG/67/4 vom 12.11.1980

Wiesenschwingel, Richtlinie TG/39/8 vom 17.4.2002

Rotschwingel, Richtlinie TG/67/4 vom 12.11.1980

Welsches Weidelgras, Richtlinie TG/4/7 vom
12.10.1990

Deutsches Weidelgras, Richtlinie TG/4/7 vom
12.10.1990

Intermediäres (Bastard) Weidelgras, Richtlinie TG/4/7
vom 12.10.1990

Lieschgras, Richtlinie TG/34/6 vom 7.11.1984

Wiesenrispe, Richtlinie TG/33/6 vom 12.10.1990

Weißlupine, Richtlinie TG/66/3 vom 14.11.1979

Blaue Lupine, Richtlinie TG/66/3 vom 14.11.1979

Gelbe Lupine, Richtlinie TG/66/3 vom 14.11.1979

Luzerne, Richtlinie TG/6/4 vom 21.10.1988

Erbse, Richtlinie TG/7/9 vom 4.11.1994 (Berichtigung
vom 18.10.1996)

Rotklee, Richtlinie TG/5/7 vom 4.4.2001

Weißklee, Richtlinie TG/38/7 vom 9.4.2003

Ackerbohne, Richtlinie TG/8/6 vom 17.4.2002

Saatwicke, Richtlinie TG/32/6 vom 21.10.1988

Kohlrübe, Richtlinie TG/89/6 vom 4.4.2001

Ölrettich, Richtlinie TG/178/3 vom 4.4.2001

Erdnuss, Richtlinie TG/93/3 vom 13.11.1985

Rübsen, Richtlinie TG/185/3 vom 17.4.2002

Raps, Richtlinie TG/36/6 vom 18.10.1996 (Berichtigung
vom 17.4.2002)

Saflor, Richtlinie TG/134/3 vom 12.10.1990

Baumwolle, Richtlinie TG/88/6 vom 4.4.2001

Lein, Richtlinie TG/57/6 vom 20.10.1995

Mohn, Richtlinie TG/166/3 vom 24.3.1999

Weißer Senf, Richtlinie TG/179/3 vom 4.4.2001

Sojabohne, Richtlinie TG/80/6 vom 1.4.1998

Hafer, Richtlinie TG/20/10 vom 1.10.1994

Reis, Richtlinie TG/16/4 vom 13.11.1985

Mohrenhirse, Richtlinie TG/122/3 vom 6.10.1989

Triticale, Richtlinie TG/121/3 vom 6.10.1989

Der Wortlaut dieser Richtlinien ist auf der UPOV-Website (www.upov.int) zu finden.



ANHANG III

MERKMALE ZUR PRÜFUNG DES LANDESKULTURELLEN WERTES

1. Erträge

2. Resistenz gegen Schadorganismen

3. Verhalten gegenüber Umweltfaktoren

4. Qualität

Bei den Ergebnissen sind die angewandten Methoden anzugeben.
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RICHTLINIE 2003/91/EG DER KOMMISSION
vom 6. Oktober 2003

mit Durchführungsbestimmungen zu Artikel 7 der Richtlinie 2002/55/EG des Rates hinsichtlich
der Merkmale, auf welche sich die Prüfungen mindestens zu erstrecken haben, und der Mindestan-

forderungen für die Prüfung bestimmter Sorten von Gemüsearten

(Text von Bedeutung für den EWR)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft

gestützt auf die Richtlinie 2002/55/EG des Rates vom 13. Juni
2002 über den Verkehr mit Gemüsesaatgut (1), geändert durch
die Richtlinie 2003/61/EG (2),insbesondere auf Artikel 7 Absatz
2 Buchstaben a) und b),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit der Richtlinie 72/168/EWG der Kommission vom
14. April 1972 zur Festlegung von Merkmalen und
Mindestanforderungen für die Prüfung von Sorten von
Gemüsearten (3), geändert durch die Richtlinie 2002/8/
EG (4), wurden im Hinblick auf die amtliche Zulassung
der Sorten in den nationalen Katalogen der Mitglied-
staaten die Merkmale, auf welche sich die Prüfungen der
verschiedenen Arten mindestens zu erstrecken haben,
sowie die Mindestanforderungen für die Durchführung
der Prüfungen festgelegt.

(2) Der Verwaltungsrat des mit der Verordnung (EG) Nr.
2100/94 des Rates vom 27. Juli 1994 über den gemein-
schaftlichen Sortenschutz (5), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1650/2003 (6), errichteten Gemein-
schaftlichen Sortenamts (GS) hat Testleitlinien für die
Prüfung bestimmter Arten festgelegt.

(3) Auf internationaler Ebene gibt es Testleitlinien mit den
Bedingungen für die Prüfung der Sorten. Der Internatio-
nale Verband zum Schutz von Pflanzenzüchtungen
(UPOV) hat Prüfungsrichtlinien erarbeitet.

(4) Die Richtlinie 72/168/EWG wurde durch die Richtlinie
2002/8/EG geändert, um die Kohärenz zwischen den
Testleitlinien des Gemeinschaftlichen Sortenamts und
den Bedingungen für die Prüfung der Sorten im Hinblick
auf ihre Zulassung in den nationalen Sortenkatalogen
der Mitgliedstaaten sicherzustellen, soweit Testleitlinien
des Gemeinschaftlichen Sortenamts festgelegt worden
waren. Das Gemeinschaftliche Sortenamt hat seitdem
Leitlinien für eine Reihe weiterer Arten festgelegt.

(5) Es empfiehlt sich, die Kohärenz zwischen den Testleitli-
nien des Gemeinschaftlichen Sortenamts und den Bedin-
gungen für die Prüfung der Sorten im Hinblick auf ihre
Zulassung in den Sortenkatalogen der Mitgliedstaaten
sicherzustellen.

(6) In Fällen, in denen das Gemeinschaftliche Sortenamt
noch keine spezifischen Leitlinien erarbeitet hat,
empfiehlt es sich, die UPOV-Prüfungsrichtlinien als
Grundlage für die Gemeinschaftsregelung zu verwenden.
Für die nicht unter diese Richtlinie fallenden Arten
gelten die einzelstaatlichen Rechtsvorschriften.

(7) Die Richtlinie 72/168/EWG sollte daher aufgehoben
werden.

(8) Die in dieser Richtlinie vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen
Ausschusses für das landwirtschaftliche, gartenbauliche
und forstliche Saat- und Pflanzgutwesen —

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Die Mitgliedstaaten nehmen Sorten von Gemüsearten,
die die Anforderungen gemäß Absatz 2 erfüllen, in einen natio-
nalen Katalog im Sinne von Artikel 3 Absatz 2 der Richtlinie
2002/55/EG auf.

(2) Hinsichtlich der Anforderungen an die Unterscheidbar-
keit, Homogenität und Beständigkeit gilt Folgendes:

a) Die in Anhang I genannten Arten erfüllen die Bedingungen
der in dem genannten Anhang aufgeführten „Protokolle für
Prüfungen auf Unterscheidbarkeit, Homogenität und
Beständigkeit“ des Verwaltungsrates des Gemeinsamen
Sortenamts (GS);

b) die in Anhang II genannten Arten entsprechen den in dem
genannten Anhang aufgeführten Richtlinien für die Durch-
führung von Prüfungen auf Unterscheidbarkeit, Homoge-
nität und Beständigkeit des Internationalen Verbands zum
Schutz von Pflanzenzüchtungen (UPOV).

Artikel 2

Alle Sortenmerkmale im Sinne von Artikel 1 Absatz 2 Buch-
stabe a) und alle mit einem Sternchen (*) versehenen Merkmale
in den in Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe b) genannten Richtli-
nien werden verwendet, sofern die Beobachtung eines Merk-
mals nicht durch den Ausdruck eines anderen Merkmals
unmöglich gemacht wird und sofern der Ausdruck eines Merk-
mals nicht durch die Umweltbedingungen, unter denen die
Prüfung durchgeführt wird, verhindert wird.

Artikel 3

Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass bei der Durchfüh-
rung der Prüfungen bei den in den Anhängen I und II
genannten Arten die Mindestanforderungen für die Durchfüh-
rung der Prüfungen hinsichtlich Planung und Anbaubedin-
gungen gemäß den Testleitlinien erfüllt werden, die in den
genannten Anhängen angegeben sind.
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Artikel 4

Die Richtlinie 72/168/EWG der Kommission wird aufgehoben.

Artikel 5

(1) Die Mitgliedstaaten setzen die Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften in Kraft, die erforderlich sind, um dieser Richtlinie
bis spätestens 31. März 2004 nachzukommen. Sie setzen die
Kommission unverzüglich davon in Kenntnis.

Wenn die Mitgliedstaaten derartige Vorschriften erlassen,
nehmen sie in den Vorschriften selbst oder durch einen
Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie
Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten der Be-
zugnahme.

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut
der wichtigsten innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die sie
auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.

Artikel 6

(1) Sofern Sorten zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser
Richtlinie noch nicht zur Aufnahme in den Gemeinsamen
Sortenkatalog für Gemüsearten zugelassen worden sind und
amtliche Prüfungen gemäß den Vorschriften

a) der Richtlinie 72/168/EWG oder

b) der Testleitlinien des Gemeinschaftlichen Sortenamts in
Anhang I bzw., je nach Art, der UPOV-Prüfungsrichtlinien
in Anhang II

vor diesem Zeitpunkt begonnen haben, so gelten die
Vorschriften der vorliegenden Richtlinie als erfüllt.

(2) Absatz 1 findet nur Anwendung, wenn die Prüfungen
ergeben, dass die Sorten die Vorschriften

a) der Richtlinie 72/168/EWG oder

b) der Testleitlinien des Gemeinschaftlichen Sortenamts in
Anhang I bzw., je nach Art, der UPOV-Prüfungsrichtlinien
in Anhang II

erfüllen.

Artikel 7

Diese Richtlinie tritt am siebten Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Artikel 8

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 6. Oktober 2003

Für die Kommission
David BYRNE

Mitglied der Kommission
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ANHANG I

VERZEICHNIS DER ARTEN, DIE DIE TESTLEITLINIEN DES GEMEINSCHAFTLICHEN SORTENAMTS
ERFÜLLEN MÜSSEN

Porree/Lauch, Protokoll TP/85/1 vom 15.11.2001

Spargel, Protokoll TP/130/1 vom 27.3.2002

Blumenkohl, Protokoll TP/45/1 vom 15.11.2001

Sprossenbrokkoli, Protokoll TP/151/1 vom 27.3.2002

Rosenkohl, Protokoll TP/54/1 vom 27.3.2002

Wirsingkohl, Protokoll TP/48/1 vom 15.11.2001

Kohl, Protokoll TP/48/1 vom 15.11.2001

Rotkohl, Protokoll TP/48/1 vom 15.11.2001

Chili/Capsicum/Paprika, Protokoll TP/76/1 vom
27.3.2002

Endivien, Protokoll TP/118/1 vom 27.3.2002

Melone, Protokoll TP/104/1 vom 27.3.2002

Gurken/Cornichons, Protokoll TP/61/1 vom 27.3.2002

Karotten, Protokoll TP/49/6 vom 27.3.2002

Salat, Protokoll TP/13/1 vom 15.11.2001

Tomaten, Protokoll TP/44/2 vom 15.11.2001

Gemüsebohne, Protokoll TP/12/1 vom 15.11.2001

Rettich, Protokoll TP/64/6 vom 27.3.2002

Spinat, Protokoll TP/55/6 vom 27.3.2002

Feldsalat, Protokoll TP/75/6 vom 27.3.2002

Der Wortlaut dieser Protokolle (auf englisch) ist auf der GS-Website (www.cpvo.eu.int) zu finden.
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VERZEICHNIS DER ARTEN, DIE DIE UPOV-PRÜFUNGSRICHTLINIEN ERFÜLLEN MÜSSEN

Winterheckenzwiebel, Richtlinie TG/161/3 vom
1.4.1998

Knoblauch, Richtlinie TG/162/4 vom 4.4.2001

Bleichsellerie, Richtlinie TG/82/4 vom 17.4.2002

Mangold, Richtlinie TG/106/3 vom 7.10.1987

Rote Rübe, Richtlinie TG/60/6 vom 18.10.1996

Grünkohl, Richtlinie TG/90/6 vom 17.4.2002

Kohlrabi, Richtlinie TG/65/4 vom 17.4.2002

Chinakohl, Richtlinie TG/105/4 vom 9.4.2003

Herbst-, Mairübe, Richtlinie TG/37/10 vom 4.4.2001

Chicorée, Richtlinie TG/173/3 vom 5.4.2000

Blattzichorie, Richtlinie TG/154/3 vom 18.10.1996

Wurzelzichorie, Richtlinie TG/172/3 vom 4.4.2001

Wassermelone, Richtlinie TG/142/3 vom 26.10.1993

Riesenkürbis, Richtlinie TG/155/3 vom 18.10.1996

Gartenkürbis/Zucchini, Richtlinie TG/119/4 vom
17.4.2002

Artischocke, Richtlinie TG/184/3 vom 4.4.2001

Fenchel, Richtlinie TG/183/3 vom 4.4.2001

Petersilie, Richtlinie TG/136/4 vom 18.10.1991

Prunkbohne, Richtlinie TG/9/5 vom 9.4.2003

Erbsen, Richtlinie TG/7/9 vom 4.11.1994 (Berichtigung
vom 18.10.1996)

Rhabarber, Richtlinie TG/62/6 vom 24.3.1999

Schwarzwurzel, Richtlinie TG/116/3 vom 21.10.1988

Aubergine/Eierfrucht, Richtlinie TG/117/4 vom
17.4.2002

Puffbohne, Richtlinie TG/206/1 vom 9.4.2003

Der Wortlaut dieser Richtlinien ist auf der UPOV-Website (www.upov.int) zu finden.



II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

KONFERENZ DER VERTRETER DER REGIERUNGEN DER
MITGLIEDSTAATEN

BESCHLUSS DER VERTRETER DER REGIERUNGEN DER MITGLIEDSTAATEN
vom 24. September 2003

zur Ernennung eines Mitglieds des Gerichts erster Instanz der Europäischen Gemeinschaften

(2003/694/EG)

DIE VERTRETER DER REGIERUNGEN DER MITGLIEDSTAATEN DER
EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 224,

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Atomgemeinschaft, insbesondere auf Artikel 140,

in der Erwägung, dass nach den Artikeln 5 und 7 in Verbin-
dung mit Artikel 47 des Protokolls über die Satzung des
Gerichtshofes und infolge des Ausscheidens von Herrn Koen
LENAERTS für dessen restliche Amtszeit, d. h. bis zum 31.
August 2004, ein Mitglied des Gerichts erster Instanz der
Europäischen Gemeinschaften zu ernennen ist —

BESCHLIESSEN:

Artikel 1

Herr Franklin DEHOUSSE wird für die Zeit vom 7. Oktober
2003 bis zum 31. August 2004 zum Mitglied des Gerichts
erster Instanz der Europäischen Gemeinschaften ernannt.

Artikel 2

Dieser Beschluss wird im Amtsblatt der Europäischen Union
veröffentlicht.

Geschehen zu Brüssel am 24. September 2003.

Der Präsident
U. VATTANI
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RAT

BESCHLUSS DES RATES
vom 29. September 2003

zur Ernennung eines Mitglieds des Ausschusses der Regionen

(2003/695/EG)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 263,

auf Vorschlag der österreichischen Regierung,

(1) eingedenk des Beschlusses 2002/60/EG des Rates vom 22. Januar 2002 (1) zur Ernennung der
Mitglieder und der stellvertretenden Mitglieder des Ausschusses der Regionen,

(2) angesichts dessen, dass durch den Rücktritt von Herrn Alfred STINGL, der dem Rat am 9. September
2003 zur Kenntnis gebracht wurde, der Sitz eines Mitglieds des Ausschusses der Regionen frei
geworden ist —

BESCHLIESST:

Einziger Artikel

Herr Heinz SCHADEN, Bürgermeister der Stadt Salzburg, wird als Nachfolger von Herrn Alfred STINGL für
dessen verbleibende Amtszeit, d. h. bis zum 25. Januar 2006, zum Mitglied des Ausschusses der Regionen
ernannt.

Geschehen zu Brüssel am 29. September 2003.

Im Namen des Rates

Der Präsident
F. FRATTINI
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BESCHLUSS DES RATES
vom 29. September 2003

zur Ernennung eines Mitglieds des Ausschusses der Regionen

(2003/696/EG)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 263,

auf Vorschlag der spanischen Regierung,

(1) eingedenk des Beschlusses 2002/60/EG des Rates vom 22. Januar 2002 (1) zur Ernennung der
Mitglieder und der stellvertretenden Mitglieder des Ausschusses der Regionen,

(2) angesichts der Tatsache, dass dem Rat am 23. Juli 2003 zur Kenntnis gebracht wurde, dass die
Amtszeit von Herrn José Luis OLIVAS MARTÍNEZ abgelaufen und daher der Sitz eines Mitglieds des
Ausschusses der Regionen frei geworden ist —

BESCHLIESST:

Einziger Artikel

Herr Francisco CAMPS ORTIZ, Presidente de la Generalitat Valenciana, wird als Nachfolger von Herrn José
Luis OLIVAS MARTÍNEZ für die verbleibende Amtszeit, d. h. bis zum 25. Januar 2006, zum Mitglied des
Ausschusses der Regionen ernannt.

Geschehen zu Brüssel am 29. September 2003.

Im Namen des Rates

Der Präsident
F. FRATTINI
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BESCHLUSS DES RATES
vom 29. September 2003

zur Ernennung eines stellvertretenden Mitglieds des Ausschusses der Regionen

(2003/697/EG)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 263,

auf Vorschlag der deutschen Regierung,

(1) eingedenk des Beschlusses 2002/60/EG des Rates vom 22. Januar 2002 (1) zur Ernennung der
Mitglieder und der stellvertretenden Mitglieder des Ausschusses der Regionen,

(2) angesichts der Tatsache, dass dem Rat am 11. August 2003 zur Kenntnis gebracht wurde, dass Herr
Friedrich Wilhelm HEINRICHS sein Mandat niedergelegt hat und daher der Sitz eines stellvertre-
tenden Mitglieds des Ausschusses der Regionen frei geworden ist —

BESCHLIESST:

Einziger Artikel

Frau Maria Theresia OPLADEN, Bürgermeisterin von Bergisch-Gladbach, Erste Vizepräsidentin des Städte-
und Gemeindebundes NRW, wird als Nachfolgerin von Herrn Friedrich Wilhelm HEINRICHS für dessen
verbleibende Amtszeit, d. h. bis zum 25. Januar 2006, zum stellvertretenden Mitglied des Ausschusses der
Regionen ernannt.

Geschehen zu Brüssel am 29. September 2003.

Im Namen des Rates

Der Präsident
F. FRATTINI
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BESCHLUSS DES RATES
vom 29. September 2003

zur Ernennung eines stellvertretenden Mitglieds des Ausschusses der Regionen

(2003/698/EG)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 263,

auf Vorschlag der deutschen Regierung,

(1) eingedenk des Beschlusses 2002/60/EG des Rates vom 22. Januar 2002 (1) zur Ernennung der
Mitglieder und der stellvertretenden Mitglieder des Ausschusses der Regionen,

(2) angesichts der Tatsache, dass dem Rat am 5. Mai 2003 zur Kenntnis gebracht wurde, dass Herr
Klaus Peter MÖLLER sein Mandat niedergelegt hat und daher der Sitz eines stellvertretenden
Mitglieds des Ausschusses der Regionen frei geworden ist —

BESCHLIESST:

Einziger Artikel

Herr Norbert KARTMANN, Präsident des Hessischen Landtags, wird als Nachfolger von Herrn Klaus Peter
MÖLLER für dessen verbleibende Amtszeit, d. h. bis zum 25. Januar 2006, zum stellvertretenden Mitglied
des Ausschusses der Regionen ernannt.

Geschehen zu Brüssel am 29. September 2003.

Im Namen des Rates

Der Präsident
F. FRATTINI
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BESCHLUSS DES RATES
vom 29. September 2003

zur Ernennung eines Mitglieds des Ausschusses der Regionen

(2003/699/EG)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 263,

auf Vorschlag der deutschen Regierung,

(1) eingedenk des Beschlusses 2002/60/EG des Rates vom 22. Januar 2002 (1) zur Ernennung der
Mitglieder und der stellvertretenden Mitglieder des Ausschusses der Regionen,

(2) angesichts dessen, dass durch den Rücktritt von Herrn Hans EVESLAGE, der dem Rat am 11. August
2003 zur Kenntnis gebracht wurde, der Sitz eines Mitglieds des Ausschusses der Regionen frei
geworden ist —

BESCHLIESST:

Einziger Artikel

Herr Ernst Walter GÖRISCH, Bürgermeister von Alzey/Land, Vizepräsident des Deutschen Städte- und
Gemeindebundes, wird als Nachfolger von Herrn Hans EVESLAGE für dessen verbleibende Amtszeit, d. h.
bis zum 25. Januar 2006, zum Mitglied des Ausschusses der Regionen ernannt.

Geschehen zu Brüssel am 29. September 2003.

Im Namen des Rates

Der Präsident
F. FRATTINI
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BESCHLUSS DES RATES
vom 29. September 2003

zur Ernennung eines stellvertretenden Mitglieds des Ausschusses der Regionen

(2003/700/EG)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 263,

auf Vorschlag der spanischen Regierung,

(1) eingedenk des Beschlusses 2002/60/EG des Rates vom 22. Januar 2002 (1) zur Ernennung der
Mitglieder und der stellvertretenden Mitglieder des Ausschusses der Regionen,

(2) angesichts der Tatsache, dass dem Rat am 23. Juli 2003 zur Kenntnis gebracht wurde, dass die
Amtszeit von Herrn José RIPOLL SERRANO abgelaufen und daher der Sitz eines stellvertretenden
Mitglieds des Ausschusses der Regionen frei geworden ist —

BESCHLIESST:

Einziger Artikel

Herr Alejandro FONT DE MORA TURON, Consejero de Presidencia de la Generalitat Valenciana, wird als
Nachfolger von Herrn José RIPOLL SERRANO für die verbleibende Amtszeit, d. h. bis zum 25. Januar
2006, zum stellvertretenden Mitglied des Ausschusses der Regionen ernannt.

Geschehen zu Brüssel am 29. September 2003.

Im Namen des Rates

Der Präsident
F. FRATTINI
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KOMMISSION

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION
vom 29. September 2003

zur Festlegung gemäß Richtlinie 2001/18/EG des Europäischen Parlaments und des Rates des
Formulars für die Darstellung der Ergebnisse der absichtlichen Freisetzung genetisch veränderter

höherer Pflanzen in die Umwelt zu anderen Zwecken als dem Inverkehrbringen

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2003) 3405)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2003/701/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 2001/18/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 12. März 2001 über die absichtliche
Freisetzung genetisch veränderter Organismen in die Umwelt
und zur Aufhebung der Richtlinie 90/220/EWG (1), insbeson-
dere auf Artikel 10 zweiter Satz,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Bei der absichtlichen Freisetzung von genetisch
veränderten Organismen (GVO) zu anderen Zwecken als
dem Inverkehrbringen hat der Anmelder einer solchen
Freisetzung gemäß Artikel 10 der Richtlinie 2001/18/EG
der zuständigen Behörde nach Abschluss einer Freiset-
zung und danach in den in der Zustimmung aufgrund
der Ergebnisse der Umweltverträglichkeitsprüfung festge-
legten Abständen die Ergebnisse der Freisetzung in
Bezug auf die Risiken für die menschliche Gesundheit
oder die Umwelt mitzuteilen, wobei gegebenenfalls alle
Arten von Produkten, die der Anmelder zu einem
späteren Zeitpunkt anmelden will, besonders zu berück-
sichtigen sind.

(2) Bislang handelte es sich bei den meisten in der Gemein-
schaft gemäß Teil B der Richtlinie 2001/18/EG absicht-
lich freigesetzten GVO um genetisch veränderte höhere
Pflanzen. Es muss daher für diese Pflanzen das Formular
festgelegt werden, mit dem der Anmelder die Ergebnisse
der Freisetzung der zuständigen Behörde darzustellen
hat. Dabei ist zu berücksichtigen, dass durch eine stand-
ardisierte und leicht verständliche Darstellung ein
möglichst umfassender Austausch der einschlägigen
Informationen gewährleistet wird. Das Formular sollte so
allgemein wie möglich gehalten werden, damit gegebe-

nenfalls Freisetzungen an mehreren Standorten, über
mehrere Jahre und von verschiedenen GVO durch einen
einzelnen Bericht erfasst werden können.

(3) Da sich die Gentechnik nicht auf höhere Pflanzen
beschränkt, ist es erforderlich, Formulare für die Erfas-
sung anderer Arten von GVO zu erlassen, wie z. B. für
transgene Tiere (einschließlich transgener Insekten),
Human- und Tierarzneimittel (die GVO enthalten oder
daraus bestehen) oder für genetisch veränderte Pflanzen,
die pharmazeutische Produkte bilden können. Künftige
Entwicklungen können ebenfalls eine Anpassung der
vorhandenen Berichtsformulare erforderlich machen.

(4) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
stehen mit der Stellungnahme des nach Artikel 30 der
Richtlinie 2001/18/EG eingesetzten Ausschusses in
Einklang —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Zum Zwecke der Vorlage der Ergebnisse der absichtlichen Frei-
setzung genetisch veränderter höherer Pflanzen in die Umwelt
bei der zuständigen Behörde gemäß Artikel 10 der Richtlinie
2001/18/EG verwendet der Anmelder das im Anhang zu dieser
Entscheidung beigefügte Formular (nachstehend „Berichtsfor-
mular“ genannt).

Artikel 2

Jedes Berichtsformular hat sich nur auf eine Zustimmung, die
die zuständige Behörde erteilt hat, zu beziehen und ist durch
eine einzige Anmeldungsnummer zu identifizieren.
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Artikel 3

(1) Für jede Anmeldungsnummer legt der Anmelder einen
Abschlussbericht und gegebenenfalls einen Abschluss- und
Zwischenbericht über die Überwachung nach Beendigung der
Freisetzung vor. Beide Berichtsformen werden gemäß dem
Berichtsformular erstellt.

(2) Der Abschlussbericht ist nach der letzten Ernte der
genetisch veränderten höheren Pflanzen vorzulegen. Sofern für
diese Anmeldung keine Überwachung nach Beendigung der
Freisetzung gefordert wurde, sind keine weiteren Berichte erfor-
derlich.

(3) Der Abschlussbericht über die Überwachung nach Been-
digung der Freisetzung ist nach Abschluss der Überwachung
nach Beendigung der Freisetzung vorzulegen.

Die zuständige Behörde legt, falls angebracht, in der Zustim-
mung die Dauer der Überwachung nach Beendigung der Frei-
setzung sowie die Zeitabstände fest, in denen Zwischenberichte
über die Überwachung nach Beendigung der Freisetzung vorzu-
legen sind.

(4) Die zuständige Behörde ermutigt die Anmelder dazu,
den Bericht in elektronischer Form vorzulegen.

Artikel 4

Die zuständige Behörde kann vom Anmelder zusätzliche Infor-
mationen, insbesondere in Form von Protokollen oder
Zwischenberichten verlangen, die im Laufe des Forschungspro-
gramms vor Abschluss einer Freisetzung vorzulegen sind.

Artikel 5

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 29. September 2003

Für die Kommission
Margot WALLSTRÖM

Mitglied der Kommission
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ANHANG
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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION
vom 3. Oktober 2003

zur Änderung der Entscheidung 2000/159/EG über die vorläufige Genehmigung der Rückstands-
überwachungspläne von Drittländern gemäß der Richtlinie 96/23/EG des Rates

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2003) 3497)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2003/702/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 96/23/EG des Rates vom 29. April
1996 über Kontrollmaßnahmen hinsichtlich bestimmter Stoffe
und ihrer Rückstände in lebenden Tieren und tierischen Erzeug-
nissen und zur Aufhebung der Richtlinien 85/358/EWG und
86/469/EWG und der Entscheidungen 89/187/EWG und 91/
664/EWG (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
806/2003 (2), insbesondere auf Artikel 29,

gestützt auf die Richtlinie 72/462/EWG des Rates vom 12.
Dezember 1972 zur Regelung viehseuchenrechtlicher und
gesundheitlicher Fragen bei der Einfuhr von Rindern, Schafen,
Ziegen und Schweinen sowie von frischem Fleisch aus Drittlän-
dern (3), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 807/
2003 (4), insbesondere auf Artikel 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) In der Entscheidung 2000/159/EG vom 8. Februar 2000
über die vorläufige Genehmigung der Rückstandsüber-
wachungspläne von Drittländern gemäß der Richtlinie
96/23/EG (5) des Rates, zuletzt geändert durch die
Entscheidung 2003/485/EG (6), sind die Drittländer
aufgeführt, die einen Plan mit den vom Drittland gebo-
tenen Garantien hinsichtlich der Überwachung der
Gruppen von Rückständen und Stoffen gemäß Anhang I
der Richtlinie 96/23/EG vorgelegt haben.

(2) Bestimmte Drittländer haben der Kommission Rück-
standsüberwachungspläne für Produkte und Tierarten
vorgelegt, die im Anhang der Entscheidung 2000/159/
EG nicht genannt waren. Die Bewertung dieser Überwa-
chungspläne und die von der Kommission angeforderten

zusätzlichen Informationen bieten ausreichende Garan-
tien für die Rückstandsüberwachung bei den angege-
benen Produkten oder Tierarten in diesen Drittländern.
Dementsprechend sollten diese Erzeugnisse oder Tier-
arten in den Anhang der Entscheidung 2000/159/EG für
die betreffenden Länder aufgenommen werden.

(3) Daher sollte die Entscheidung 2000/159/EG entspre-
chend geändert werden.

(4) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen
Ausschusses für die Lebensmittelkette und Tiergesund-
heit.

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Der Anhang der Entscheidung 2000/159/EG wird durch den
Wortlaut des Anhangs der vorliegenden Entscheidung ersetzt.

Artikel 2

Dieser Beschluss ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 3. Oktober 2003

Für die Kommission
David BYRNE

Mitglied der Kommission
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ANHANG

„ANHANG

Die Rückstandsüberwachungspläne der nachstehenden Drittländer werden für die in der Tabelle mit "X" gekennzeichneten Tiere und Primärerzeugnisse tierischen Ursprungs auf der Grundlage der Richtlinie 96/
23/EG des Rates vorläufig genehmigt.

ISO-2-Code Land Rinder Schafe/
Ziegen Schweine Equiden Geflügel Aquakultur Milch Eier Kaninchen Wild Zuchtwild Honig

AD Andorra (1) X X X

AE Vereinigte Arabische Emirate X

AF Afghanistan X (2)

AL Albanien X X

AN Niederländische Antillen (3)

AR Argentinien X X X (2) X X X X X X X X X

AU Australien X X X X X X X X X X X X

BD Bangladesch X (2) X

BG Bulgarien X X X X (4) X X X X X X

BH Bahrain X (2)

BR Brasilien X X (2) X X X X X X X

BW Botsuana X

BY Belarus X (3)

BZ Belize X X

CA Kanada X X X X X X X X X X X

CH Schweiz X X X X X X X

CL Chile X X X X (2) X X X X X

CN China X (2) X (2)

CO Kolumbien X X
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ISO-2-Code Land Rinder Schafe/
Ziegen Schweine Equiden Geflügel Aquakultur Milch Eier Kaninchen Wild Zuchtwild Honig

CR Costa Rica X (2) X (2) X (2) X

CU Kuba X X

CY Zypern X X X X (3) X X X X X X X X

CZ Tschechische Republik X X X X (3) X X X X X X X X

EC Ecuador X

EE Estland X X X X (3) X X X X X X

EG Ägypten X (2)

ER Eritrea X

FK Falklandinseln X

FO Färöer-Inseln X

GL Grönland X X (3) X X

GT Guatemala X X

HK Hongkong (3)

HN Honduras X (2) X

HR Kroatien X X X X (3) X X X X X X X X

HU Ungarn X X X X (3) X X X X X X X X

ID Indonesien X

IL Israel X X X X X X

IN Indien X (2) X (2) X X X X X

IR Iran X (2) X

IS Island X X X X X X

JM Jamaika X

JP Japan X (2) X
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ISO-2-Code Land Rinder Schafe/
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KE Kenia X

KR Südkorea X

KW Kuwait X (2)

LB Libanon X (2)

LK Sri Lanka X

LT Litauen X X X X (3) X X X X X X X X

LV Lettland X X X X X X X X X X X

MA Marokko X (2) X

MD Moldau X

MG Madagaskar X

MK Ehemalige jugoslawische Repu-
blik Mazedonien (5)

X X X (3) X

MN Mongolei X (2)

MT Malta X X X X (3) X X X X X X

MX Mexiko X X (2) X X X X X X X

MY Malaysia X (6) X

MZ Mosambik X

NA Namibia X X X X X

NC Neukaledonien X X X X

NI Nicaragua X (2) X (2) X X

NO Norwegen (7) X X X X X X X X X X

NZ Neuseeland X X X X X X X X

OM Oman X (2) X (2) X
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PA Panama X X (2) X

PE Peru X (2) X X

PH Philippinen X

PK Pakistan X (2) X (2)

PL Polen X X X X X X X X X X X X

PY Paraguay X X (2) X

RO Rumänien X X X X X X X X X X X X

RU Russland X (3) X (8)

SC Seychellen X

SG Singapur (4)

SI Slowenien X X X X (3) X X X X X X X X

SK Slowakei X X X X (3) X X X X X X X X

SM San Marino (9) X X X

SR Suriname X

SV El Salvador X

SY Syrien X (2)

SZ Swasiland X

TH Thailand X X

TM Turkmenistan X (2)

TN Tunesien X (2) X (3) X X X X

TR Türkei X (2) X X

TW Taiwan X X

TZ Tansania X
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UA Ukraine X (3)

US Vereinigte Staaten X X X X X X X X X X X

UY Uruguay X X X X X X X X X

UZ Usbekistan X (2)

VE Venezuela X

VN Vietnam X X

YT Mayotte X

YU Serbien und Montenegro X X X X (3) X

ZA Südafrika X X X X X X X X X X

ZM Sambia X

ZW Simbabwe X X X

(1) Erster Rückstandsüberwachungsplan genehmigt durch den Unterausschuss für Veterinärfragen EG/Andorra (gemäß dem Beschluss Nr. 2/1999 des Gemischten Ausschusses EG/Andorra vom 22. Dezember 1999 — ABl. L 31 vom
5.2.2000, S. 84).

(2) Nur Tierdärme.
(3) Drittland, das für die Herstellung von Lebensmitteln nur Rohstoffe aus anderen zugelassenen Drittländern verwendet.
(4) Ausfuhr von lebenden Schlachtpferden (nur zur Lebensmittelherstellung bestimmte Tiere).
(5) Über eine passende Bezeichnung wird auf Ebene der Vereinten Nationen noch verhandelt.
(6) Nur Malaysische Halbinsel (West Malaysia).
(7) Überwachungsplan genehmigt gemäß der Entscheidung der EFTA-Überwachungsbehörde Nr. 223/96/KOL vom 4. Dezember 1996 (ABl. L 78 vom 20.3.1997, S. 38).
(8) Nur für Rentiere aus der Region Murmansk.
(9) Überwachungsplan genehmigt gemäß dem Beschluss Nr. 1/94 des Kooperationsausschusses EG-San Marino vom 28. Juni 1994 (ABl. L 238 vom 13.9.1994, S. 25).“

8.10.2003
L

254/34
A

m
tsblattder

Europäischen
U

nion
D

E



BESCHLUSS Nr. 1/2003 DES MIT DEM ABKOMMEN ZWISCHEN DER EUROPÄISCHEN GEMEIN-
SCHAFT UND DER SCHWEIZERISCHEN EIDGENOSSENSCHAFT ÜBER DEN HANDEL MIT
LANDWIRTSCHAFTLICHEN ERZEUGNISSEN GEBILDETEN GEMISCHTEN VETERINÄR-

AUSSCHUSSES
vom 29. Juli 2003

zur Annahme seiner Geschäftsordnung

(2003/703/EG)

DER AUSSCHUSS —

gestützt auf das Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenos-
senschaft über den Handel mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen (nachstehend „das Agrarabkommen“
genannt), insbesondere auf Anhang 11 Artikel 19 Absatz 5,

in der Erwägung, dass das Abkommen am 1. Juni 2002 in Kraft getreten ist —

BESCHLIESST DIE ANNAHME DER NACHSTEHENDEN GESCHÄFTSORDNUNG:

Artikel 1

Vorsitz

Der Vorsitz im Gemischten Ausschuss wird abwechselnd für die Dauer eines Kalenderjahres von einem
Vertreter der Europäischen Gemeinschaft und einem Vertreter der Schweizerischen Eidgenossenschaft,
nachstehend „die Delegationsleiter“ genannt, geführt.

Artikel 2

Sekretariat

(1) Ein Vertreter der Europäischen Gemeinschaft und ein Vertreter der Schweizerischen Eidgenossen-
schaft nehmen gemeinsam die Sekretariatsgeschäfte des Ausschusses wahr. Die Delegationsleiter teilen den
Namen und weitere Angaben zu der Person mit, die die Sekretariatsgeschäfte für jede Partei führt.

(2) Die Delegationsleiter können übereinkommen, dass die Sekretariatsgeschäfte für jeweils festgesetzte
Zeiträume abwechselnd wahrgenommen werden.

Artikel 3

Sitzungen

(1) Die Delegationsleiter legen Ort und Zeitpunkt der Sitzungen einvernehmlich fest.

(2) Beantragt ein Delegationsleiter eine außerordentliche Sitzung, so wird diese binnen 30 Tagen nach
Eingang des Antrags einberufen, sofern von den Vertragsparteien nichts anderes vereinbart wird.

(3) Die Sitzungen des Ausschusses sind nicht öffentlich, sofern von den Vertragsparteien nichts anderes
vereinbart wird.

Artikel 4

Delegationen

(1) Vor jeder Sitzung informieren sich die Delegationsleiter gegenseitig über die voraussichtliche Zusam-
mensetzung ihrer Delegationen.

(2) Die Vertragsparteien benennen ihre Delegationsleiter, die außerhalb der Sitzungen Ansprechpartner
für alle Fragen im Zusammenhang mit dem Abkommen sind.

(3) Der Ausschuss kann einvernehmlich Personen, die nicht Mitglieder der Delegationen sind, zu seinen
Sitzungen einladen, damit sie den Ausschuss über bestimmte Themen informieren.
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Artikel 5

Schriftverkehr

Alle Anhang 11 des Abkommens betreffenden Schreiben werden an das Ausschusssekretariat geschickt.
Das Sekretariat übermittelt Kopien des gesamten Anhang 11 betreffenden Schriftverkehrs an die Delegati-
onsleiter und an die Schweizerische Mission bei der Europäischen Union.

Artikel 6

Tagesordnung der Sitzungen

(1) Das Sekretariat erstellt im Einvernehmen mit den Delegationsleitern eine vorläufige Tagesordnung
für jede Sitzung. Diese vorläufige Tagesordnung wird den Delegationsleitern spätestens fünf Arbeitstage vor
Beginn der Sitzung zugeleitet.

(2) Die vorläufige Tagesordnung enthält die Punkte, deren Aufnahme in die Tagesordnung mindestens
15 Tage vor Beginn der Sitzung beim Sekretariat beantragt wurde. Die Punkte werden gegebenenfalls nur
in die vorläufige Tagesordnung aufgenommen, wenn die entsprechenden Unterlagen spätestens am Tag der
Versendung der Tagesordnung beim Sekretariat eingegangen sind.

(3) Die Delegationsleiter nehmen die Tagesordnung zu Beginn der Sitzung einvernehmlich an. Punkte,
die nicht auf der vorläufigen Tagesordnung stehen, werden mit Zustimmung der Delegationsleiter in die
Tagesordnung aufgenommen.

(4) Die Delegationsleiter können übereinkommen, die in Absatz 1 genannten Fristen zu verkürzen, um
den Erfordernissen eines Einzelfalls gerecht zu werden.

Artikel 7

Protokoll

(1) Das Sekretariat erstellt von jeder Sitzung ein Protokoll. Der Entwurf enthält die Beschlüsse, Empfeh-
lungen und Schlussfolgerungen des Ausschusses. Der Entwurf des Protokolls wird dem Ausschuss zur
Genehmigung vorgelegt. Sobald der Ausschuss das Protokoll genehmigt hat, wird es von den Delegations-
leitern und dem Sekretariat des Ausschusses unterzeichnet. Jede Vertragspartei erhält ein Original.

(2) Der Protokollentwurf muss innerhalb von zehn Arbeitstagen nach der Sitzung erstellt und dem
Ausschuss gemäß dem schriftlichen Verfahren des Artikels 9 zur Genehmigung übermittelt werden. Bleibt
das schriftliche Verfahren ohne Ergebnis, so wird das Protokoll auf der nächsten Sitzung vom Ausschuss
genehmigt.

Artikel 8

Annahme von Rechtsakten

(1) Die Beschlüsse des Ausschusses im Sinne von Anhang 11 Artikel 19 des Agrarabkommens tragen
die Überschrift „Beschluss“, gefolgt von der laufenden Nummer, dem Datum ihrer Annahme sowie der
Bezeichnung ihres Gegenstands.

(2) Die Beschlüsse des Ausschusses werden von den Delegationsleitern unterzeichnet.

(3) Die Vertragsparteien können jeden von Ausschuss angenommenen Rechtsakt veröffentlichen.

Artikel 9

Schriftliches Verfahren

(1) Die Akte des Ausschusses können im schriftlichen Verfahren angenommen werden, wenn die
Delegationsleiter dies vereinbaren.

(2) Die Vertragspartei, die das schriftliche Verfahren vorschlägt, übermittelt der anderen Partei einen
Entwurf des Akts. Die andere Vertragspartei teilt mit, ob sie den Entwurf annimmt oder ablehnt, ob sie
Änderungen des Entwurfs vorschlägt oder um zusätzliche Bedenkzeit ersucht. Wird der Entwurf ange-
nommen, so wird der Akt gemäß Artikel 8 fertiggestellt.
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Artikel 10

Kosten

Die Vertragsparteien tragen alle Kosten, die ihnen aus der Teilnahme an den Ausschusssitzungen entstehen.

Artikel 11

Vertraulichkeit

Die Beratungen im Ausschuss unterliegen dem Berufsgeheimnis.

Artikel 12

Arbeitsgruppen

Die Arbeitsgruppen arbeiten unter der Verantwortung des Ausschusses, dem sie nach jeder ihre Sitzungen
schriftlich Bericht erstatten müssen. Dieser Bericht ist dem Ausschusssekretariat zu übermitteln, der ihn an
die Delegationsleiter weiterleitet. Der Bericht kann Empfehlungen an den Ausschuss enthalten.

Für den Gemischten Veterinärausschuss

Die Delegationsleiter

Unterzeichnet in Bern am 29. Juli 2003.

Für die Schweizerische Eidgenossenschaft
Hans WYSS

Unterzeichnet in Brüssel am 26. Juni 2003.

Für die Europäische Kommission
Alejandro CHECCHI LANG
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